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Protokoll vom Netzwerktreffen am 15.06.2013 von 14.00 Uhr bis 17:00 Uhr in München

Anwesende:

Anja Rosengart, München/Oberbay., Moderation
Linda-Summer-Schlecht, München

Christine Primbs, Aub/Unterfranken
Prof.Dr. Clemens Dannenbeck, München

Christine Friedel, München, Protokoll
Pablo Schindelmann, Hof/Oberfranken

Birgit Müller, Simbach am Inn/Unterfranken
Henrike Paede, Augsburg/stv.Landesvorsitzende

                          des Bayerischen Elternverbands

Irene Oertel,Hersbruck/Mittelfranken

Regina Bluhme, Freising

Veronica Picotti, Freising
Ulrike Follardt, München

Julia Zacherl-König, Freising

Michaela Stein, Freising

Besprochene Themen:

1.
Auswertung der Wahlprüfsteine

„Wir machen die Landtagswahl zur Bildungswahl !“
Die Antworten der Parteien wurden ausgewertet. Die Stellungnahme von uns ist in Kürze auf unserer website zu lesen. 
Interessant zu lesen war, dass auch die CSU den „Elternwillen“ sehr stark vertritt. Jedoch haben die meisten Parteien den Begriff Inklusion nicht wirklich verstanden.

2.
Unabhängige Elternberatung und Bereitstellung der angemessenen Vorkehrungen in den Regel-KiTas und Regelschulen

Bericht Christine P. zu der Anhörung im Landtag am 18.04.2013: „Erfahrungen mit der Verlagerung der Zuständigkeit für die ambulante Eingliederungshilfe“
Das Wortprotokoll ist bei uns auf der website abgelegt. 
Chr. P. will die für Eltern wichtigen Informationen  zusammenfassen auf einem Flyer.

Zu der Anhörung waren große Verbände eingeladen wie der Verband der Wohlfahrtspflege, aber auch kleinere wie FORSEA, Selbstbestimmt leben usw. Eine Elternorganisation als Vertretung von behinderten Kindern war jedoch nicht eingeladen. Daher wird Anja Rosengart einen Brief formulieren und darin fordern dass wir bei der nächsten Gesprächen zu diesem Thema eingeladen und gehört werden.
Inhaltlich ging es bei dieser Anhörung um eine Zwischenbilanz, nachdem die ambulante Eingliederungshilfe vor ein paar Jahren von den Landkreisen auf die 7 Bezirke verlagert wurde.

· Es wurde das Ambulante Wohnen einschließlich der Sozialraumgestaltung diskutiert. Die Sozialraumgestaltung ist eine ureigenste Aufgabe der Landkreise und Kommunen, daher müssen auch diese wieder in den Prozess eingebunden werden.

· Das Thema Arbeit wurde nicht diskutiert.

· Psychiatriebeauftragte sollen eingerichtet werden

· Es gibt Leistungsvereinbarung der Bezirke mit Verbänden, aber diese sind bisher nicht transparent für uns Eltern (C. Primbs: wir sollten diese besorgen und den Eltern zugänglich machen) 

· Die offene Behindertenarbeit (OBA) ist inzwischen flächendeckend mit einem niederschwelligen Angebot vorhanden (keine Bescheide durch Bezirk notwendig)..
Diskussion, ob Sachbearbeiter des Bezirks in den Landratsämtern Sprechstunden abhalten sollen für leichtere Erreichbarkeit behinderter Erwachsener

· Personenkonferenzen sind ein wichtiges Instrument bei Zuständigkeit von mehreren Kostenträgern (Bezirk, Krankenkasse, Jugendamt, Kommune,...). Hier sind die Betrof-fenen oder die Eltern  (bei Kindern) mit dabei. Hier werden Maßnahmen koordiniert.
Das erfüllt eine „alte“ Forderung von uns Eltern: Wir wollen bei Beantragung von Mitteln (beispielsweise Schulbegleitungen, Schulweg, Sachmittel) nur einen Anprechpartner  um nicht von Behörde zu Behörde geschickt zu werden. Wie die Aufteilung der Kosten auf die einzelnen Kostenträger untereinander stattfindet, sollen diese untereinander klären. 

· Forderung Nachmittagsassistenz

Diskussion über Beratung: Wie muss eine inklusive Beratung aussehen ?

· Die Beratung sollte von mehreren Trägern finanziert werden, damit die Unabhängigkeit gewahrt bleibt.

· Die Beratung muss die Schule beraten, wie sie sich am besten auf ein Kind vorbereiten kann.
Dies stellt eine inklusive  Denkweise dar, die sich von bestehenden Beratungsmodellen unterscheidet („Welche Schule ist die Richtige für das Kind?“) 
Es wird bei Inklusion davon ausgegangen, daß das Kind die Sprengelschule besucht und die Sprengelschule stellt sich auf das Kind ein.

Clemens Dannenbeck und Pablo Schindelmann liefern hier noch einen detaillierteren Input.




3.
Nachmittagsbetreuung mit Schulbegleitung 

Wolfgang Patzwahl hat eine Petition dazu eingebracht, die vor kurzem vom Sozialausschuss im Landtag mit 80% Zustimmung der Abgeordneten eine positive Würdigung (s.u.) fand. Das ist eine Stufe geringer als eine  unmittelbare Berücksichtigung der Petition, aber mehr als eine Materialverweisung, die nur in zukünftigen Gesetzen/Verordnungen Eingang finden könnte. Daher wird ein positiver Ausgang der Petition wahrscheinlich schon zum kommenden Schuljahr erwartet. Auszug aus der website des Landtags:

 
a) Berücksichtigung

Der zuständige Ausschuss hält Ihr Anliegen in vollem Umfang für berechtigt und durchführbar. Wenn er es der Staatsregierung mit »Berücksichtigung« überweist, erwartet er, dass der Petition baldmöglichst stattgegeben wird. Sieht sich die Regierung dazu nicht in der Lage, erfolgt eine erneute Behandlung der Angelegenheit im Ausschuss. Wenn dieser den positiven Beschluss beibehält und wenn auch der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz die Rechtmäßigkeit dieser Haltung bestätigt, wird sich die Vollversammlung des Bayerischen Landtags mit Ihrer Eingabe befassen.


b) Würdigung
Wenn der Ausschuss Ihre Eingabe mit dieser »Beurteilung« an die Staatsregierung überweist, haben Sie gute Chancen auf einen Erfolg. Die Abgeordneten drücken damit aus, dass das zuständige Ministerium den Fall weiter oder nochmals prüfen sollte und dass in ihren Augen einige Gründe für eine positive Entscheidung sprechen.


c) Material
Ihre Eingabe wird der Staatsregierung als »Material« überwiesen. Der Ausschuss bringt damit zum Ausdruck, dass er das Gesuch für geeignet hält, im Rahmen eines künftigen Gesetzentwurfs oder einer sonstigen Verwaltungsentscheidung mit einbezogen zu werden.


d) Übergang zur Tagesordnung 
Der Ausschuss hält die Eingabe für unbegründet oder kann ein ernsthaftes Anliegen nicht erkennen. In diesem Fall ist Ihre Petition gescheitert. 

(Quelle: http://www.bayern.landtag.de/de/26_2249.php) 


Eine Mutter erzählt, daß sie die Schulbegleitung auch für den Nachmittag des Kindes im Hort finanziert bekommt (notwendig, weil sonst der Unterricht am Vormittag nicht funktioniert). 
Pablo erzählt, daß der Begriff  der „Gesundheit“ eines Kindes bis 15 Jahre bei den Krankenkassen weiter gezogen wird, so dass medizinische Hilfen bezahlt werden, er untersucht für uns, ob diese Argumentation auch für die Finanzierung der Schulbegleitung bei der Nachmittagsbetreuung benutzt werden kann.

4.
Finanzmittel / Projekte von Aktion Mensch

Christine F. erstellt eine Tischvorlage für das nächste Treffen im September/ Oktober 2013  für Möglichkeiten (bezahlte Stelle, Projekt) bei Aktion Mensch.

Alternativ wird eine Studie in Zusammenarbeit mit dem Landesnetzwerk angedacht, die erarbeiten soll, wie die Inklusion Eingang in die vorhanden Strukturen finden kann und die ebenfalls über Aktion Mensch finanziert werden könnte. Clemens Dannenbeck und Pablo Schindelmann arbeiten an diesem Thema weiter. Pablo Schindelmann versucht, für das Netzwerktreffen im Herbst in Nürnberg einen Vertreter des Landesnetzwerks zu gewinnen, mit dem wir zusammenarbeiten könnten.





Protokoll von einem weiteren Netzwerktreffen am Freitag, 21.6. in Nürnberg

      (im Anschluss an eine Vortragsveranstaltung der LAG über das Thema Werkstätten) 

Teilnehmer: Hans Wocken, Günther Schedel-Gschwendtner, Irene Oertel, Martin Liepe, Christine Primbs, Claudia Kiefer, Sandra Finzel, Frau Lutz, Daniela Wittmann, Silke Vollmuth.

 

Ergebnisprotokoll (Christine Primbs):

Hans Wocken möchte aktuelle Zahlen von Bayern haben, wieviele behinderte Kinder in der Regelschule integriert sind (Einzelintegration, Kooperationsklassen, Tandemklassen, Außenklassen usw.): C.Primbs bittet einen Landtagsabgeordneten, diese Anfrage an die Staatsregierung/das Kultusministerium zu richten.

 

Günther Schedel-Gschwendtner möchte, dass wir uns verstärkt um das Thema Elementarbereich (Kita, Frühförderung) kümmern, da hier die Weichen für später gestellt werden. Bayern ist mit nur 40% Inklusionsquote im Kitabereich bundesweites Schlusslicht.

 

Günther Schedel-Gschwendtner möchte, dass wir eine Ausweitung der Jugendsozialarbeit für die Inklusion fordern, da diese Ressource bisher für inklusive Klassen nicht/kaum genutzt wird.

 

Ich berichtete von der Landtagsanhörung zur Eingliederungshilfe und deren Forderung nach Personenkonferenzen, LAG Selbsthilfe fordert gleichermaßen runde Tisch zur Feststellung des individuellen Teilhabebedarf als Verwaltungsakt wie in skandinavischen Ländern, Kanada usw. üblich. Auch wir brauchen für diese hoheitliche Aufgabe "eine Institution", die diese ausführt. Beschluss: Günther Schedel-Gschwendtner formuliert dazu einen Entwurf, den wir dann diskutieren und im Herbst über eine Partei in den bayerischen Landtag einbringen wollen.

 

Nachmittagsassistenz für behinderte Kinder: Martin Liepe schlägt vor, dass wir bei abgelehnten Petitionen hierzu den rechtlichen Weg weitergehen sollen und Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht bzw. Europäischen Gerichtshof einreichen sollen. Die Petition von Frau Lutz wurde vom Sozialausschuss im Landtag vertagt, die Petition von Wolfgang Patzwahl positiv gewürdigt. Pablo Schindelmann hat ein Diskussionspapier zum Thema "Nachmittags-assistenz" erarbeitet und ein Treffen mit MdL Meyer (FW, Sozialpolitiker) vereinbart. Martin Liepe will sich mit Pablo Schindelmann über das weitere Vorgehen abstimmen.

 

Wir diskutierten, wie wir politisch weitermachen sollen, nachdem vor der Landtagswahl sich kaum mehr etwas bewegen wird. Die Wahlprüfsteine und Antworten aller Fraktionen des bayerischen Landtags wurden an die gesamte bayerische Presse verschickt, aber man muss sehen, ob die Presse das Thema aufgreift, im letzten Jahr gab es in verschiedenen regionalen Zeitungen einzelne Berichte über Inklusion und unser Netzwerk. 

Beschluss: Wir stellen gleich nach der Wahl einen Forderungskatalog an die neue Staatsregierung, die auch in evtl. Koalitionsverhandlungen Aufmerksamkeit erhalten kann. Außerdem ist ein Gespräch mit der Grund- und Mittelschulabteilung des Kultusministeriums angedacht, die ja durch die Verweisung unserer Zweitkraftpetition als Material vom Landtag an das KM den Auftrag hat, sich mit unserer Petition zu beschäftigen.

 

Claudia Kiefer erzählt davon, dass der Druck vieler Eltern ( und in Folge auch Lehrer) auf die Ministerialbeauftragten wegen undurchsichtiger Nachteilsausgleichsregelungen dazu geführt hat, dass diese nun überarbeitet werden, um sie für alle transparent zu gestalten. Außerdem fordert sie, dass wir uns nicht nur mit dem Thema Grund/MIttelschule, sondern auch mit Realschule und Gymnasium beschäftigen müssen.











